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Jörg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
☎ 0561 317 22 77
 0561 317 22 76
joerg.reinholz@fastix.org

Kassel, am 10.07.2015

In Sachen 14c O 70/15

habe ich gemäß § 118 ZPO Prozesskostenhilfe 

für den Widerspruch gemäß §§ 936, 924 I ZPO gegen die einstweilige Verfügung vom 28.04.2015, 
hier zugestellt am 27.05.2015.

beantragt. Ferner hatte ich beantragt, die Vollstreckung auszusetzen.

Zwischenzeitlich ist zu einem durchaus ähnlichem Sachverhalt ein Urteil des OLG Stuttgart 
(Aktenzeichen 4 U 182/14) ergangen, welches im Zusammenhang mit der SWR-Reportage 
„Hungerlohn am Fließband“ steht. Zwar sei durch die Aufnahmen das Hausrecht des Konzerns 
verletzt und in das Persönlichkeitsrecht des Unternehmens eingegriffen worden, urteilte der dortige 
Zivilsenat. Allerdings überwiege, da der Beitrag über mögliche Missstände der Werkverträge 
informiere, das Informationsinteresse der Öffentlichkeit - weshalb das an sich durchaus berechtigte 
Unterlassungsverlangen des Autobauers Daimler zurückstehen müsse: Die Ausnahme gelte, weil 
die Bedeutung der Information für die Unterrichtung der Öffentlichkeit und für die öffentliche 
Meinungsbildung eindeutig die Nachteile für das Unternehmen überwiege.

So liegt die Sache auch hier.  Wie bereits vorgetragen bestreitet der Geschäftsführer der Euroweb 
Internet GmbH, Christoph Preuß, rotzfrech vor dem LG und OLG Düsseldorf, davon zu wissen 
oder es gefördert zu haben, dass eben die von ihm geführte Firma im durch Kaltanrufe bei 
potentiellen Käufern und auch sonst jedem, der nicht rechtzeitig seinen Anschluss abmeldet, 
aggressiv und massiv gegen deutsches Recht verstößt. Die mir übergeben Daten zeigen also 
übermäßig deutlich auf, dass Christoph Preuß hier das Gericht auch eine höchst dreiste Weise 
belügt, denn die mir übergebenen Daten zeigen auf, dass die  Euroweb Internet GmbH

1. technische Einrichtungen für diese verbotenen Kaltanrufe bereit stellt
2. diese Kaltanrufe, deren Beginn und Länge sowie
3. deren Erfolg und Misserfolg aufzeichnet und 
4. diese Daten statistisch sehr genau erfasst und feingliedrige Auswertungen für das 

Management zur Verfügung stellt.

Im Zusammenhang mit der Versicherung an Eides statt des Daniel Fratzscher ergibt sich, dass für 
diese Einrichtung (phoning.euroweb.net) ein hoher Geldbetrag (angeblich 700.000 Euro) 
aufgewendet wurde.
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Das schließt aber vollständig aus, dass Christoph Preuß von den Kaltanrufen nichts wusste und 
diese nicht gefördert, ja sogar verboten hat (was er dem OLG aber parallel vorträgt!) Denn wer 
diese Kaltanrufe durch eine technische Einrichtung und die vorliegenden feingliedrige Statistiken 
kleinlich kontrolliert, ja sogar kontrolliert, wie häufig diese Kaltanrufe stattfinden durch, welchen 
Vertriebsbeauftragten und zu welchen Tageszeiten diese stattfinden, wie lang diese jeweils dauern 
und zu welchen Erfolg oder Misserfolg diese geführt haben, der kontrolliert nicht nur (und weiß 
also davon) – nein: der verlangt diese auch. Und „verlangen“ ist nicht nur „fördern“, sondern sogar 
„fordern“.

Mithin ist durch die mir überlassenen Daten also der Beweis erbracht, dass Christoph Preuß das 
Landgericht Düsseldorf und das Oberlandesgericht Düsseldorf geradezu oberdreist und seriell 
belogen hat um a) das kriminelle Handeln fortzusetzen und b) für die Fälle in denen die die von ihm
als Geschäftsführer geführte Euroweb erwischt wurde, nicht bestraft zu werden. Und das ist ein 
erheblicher Missstand. Die von mir erlangten Beweismittel wurden in das Verfahren vor dem OLG 
eingeführt (Vortrag der Euroweb selbst) und auch zur Unterrichtung der Öffentlichkeit benutzt 
(Vortrag der Euroweb selbst).

Allein schon durch den tausendfach täglich stattfindenden Eingriff in die Rechte der telefonisch 
belästigten besteht ohne jeden noch als vernünftig gelten könnenden Zweifel ein erhebliches  
Informationsinteresse der Öffentlichkeit. Das gilt um so mehr als dass bereits  
Ordnungsmittelverfahren gegen die Euroweb Internet GmbH laufen, welcher diese Kaltanrufe 
durch das LG Düsseldorf verboten wurden – ein Verbot, welches Christoph Preuß in krimineller 
Absicht  unterläuft und – wie die gesamte Rechtsordnung also auch  –  auch nach dem Verhängen 
offenbar viel zu geringer Ordnungsmittel dreist missachtet.

Der Verbotsantrag zeigt also genau auf, was für ein Typ eines „Lumpen und Lügners“ der 
Geschäftsführer der Euroweb Internet GmbH, Christoph Preuß, wirklich ist. Denn die 
Rechtsordnung in Bezug auf den hiesigen  Gegenstand derart grob zu missachten (die Kaltanrufe 
finden auch jetzt, hier und heute tagtäglich tausendfach statt)  und sich gleichzeitig bei Gericht 
rotzfrech darüber zu beschweren, dass ein anderer ihm dieses Fehlverhalten nachweist, das ist mit 
Verlaub nicht anderes als ein ganz dreistes Stück – und ein Rechtsmissbrauch welchen sich das 
Landgericht Düsseldorf von ihm nicht gefallen lassen sollte.

Ich muss aber auch das Gericht kritisieren. Schon nach meinem bisherigen Vortrag ist die 
Vollstreckungsaussetzung voll begründet und absolut geboten, so dass es an jedem Grund fehlt, 
warum dies bisher nicht ausgesprochen wurde. Ich bitte um dringende Nachholung – am besten 
gleich mit dem Hinweis, warum die Aussetzung erfolgt und warum die Euroweb Internet GmbH 
den Antrag zurück nehmen sollte, denn das könnte dem Gericht Arbeit und dem Steuerzahler Geld 
ersparen.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz, Kassel, am 10. Juli 2015


